
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Wirtschafts-Identifikationsnummer:  
Die Zuteilung beginnt ab November 
2024

Bei Abgabe einer Steuererklärung erhalten 
Steuerpflichtige eine Steuernummer. Be-
reits seit vielen Jahren wird allen Bürgern 
in Deutschland zudem eine Steuer-Identifi-
kationsnummer (IdNr.) zugeteilt. Unterneh-
mer erhalten auf Antrag auch eine Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.). 
Nunmehr wird das „Spektrum“ um die 
Wirtschafts-Identifikationsnummer (W-Id-
Nr.) erweitert. Die bundesweite Einfüh-
rung der W-IdNr. startet zum 1. November 
2024. Die Vergabe und die Mitteilung an die 
wirtschaftlich Tätigen erfolgt in mehreren 
Stufen und soll 2026 abgeschlossen wer-
den. Die W-IdNr. wird ausschließlich vom 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) ver-

geben. Das BZSt stellt hierfür keine Kosten 
in Rechnung.

Die W-IdNr. ist eine eindeutige Identifika-
tionsnummer, die allen wirtschaftlich Täti-
gen in Deutschland zugewiesen wird. Dies 
betrifft Unternehmen aller Rechtsformen. 
Perspektivisches Ziel der Einführung der 
W-IdNr. ist die Vereinfachung der Kom-
munikation zwischen den wirtschaftlich 
Tätigen und Behörden sowie zwischen 
den Behörden untereinander. Mit der 
Wirtschafts-Identifikationsnummer-Ver-
ordnung sollen verschiedene Einzelheiten 
zur W-IdNr. geregelt werden, zum Beispiel 
der Zeitpunkt der Einführung der W-IdNr., 
Richtlinien zur Vergabe und Fristen zur Lö-
schung. 

Die W-IdNr. besteht aus den Buchstaben 
„DE“ und neun Ziffern. Die Steuernummer 
bleibt auch nach Einführung der W-IdNr. in 
ihrer Funktion bestehen und ist zunächst 
insbesondere auf den steuerlichen Vordru-

cken der Landesfinanzbehörden wie bisher 
zu verwenden. Die IdNr. bleibt auch nach 
Einführung der W-IdNr. in ihrer Funktion als 
eindeutiges Identifikationsmerkmal einer 
natürlichen Person nach § 139a AO im Ver-
waltungsverfahren erhalten. Im Gegensatz 
zur USt-IdNr. muss die W-IdNr. nicht bean-
tragt werden. 
Das BZSt gibt auf seinen Internetsei-
ten einen Überblick über die Einführung 
der W-IdNr. und hat zudem einen Fra-
gen-Antworten-Katalog (FAQs) veröffent-
licht. Unter anderem werden folgende 
Punkte behandelt: Wer bekommt eine  
W-IdNr. und warum? Werden mehrere 
W-IdNrn. erteilt, wenn mehrere Gewerbe 
betrieben werden? Was ist der Unterschied 
zwischen der W-IdNr. und der USt-IdNr.? 
Was muss ich tun, wenn sich an meinen 
Stammdaten (z.B. Adresse oder Betriebs-
sitz, Änderung der Firma) etwas ändert? 
Welche Daten werden von mir gespeichert? 
Wer erhält Zugriff auf meine Daten? Zu dem 
Überblick gelangen Sie unter www.bzst.de, 
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dort unter dem Pfad Unternehmen - Iden-
tifikationsnummern - Wirtschafts-Identifi-
kationsnummer.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Inflationsausgleichsprämie: Ausschluss 
von Mitarbeitern in Altersteilzeit 
zulässig

Arbeitgeber dürfen ihren Mitarbeitern 
eine Inflationsausgleichsprämie ge-
währen, die bis zu einem Betrag von  
3.000 Euro steuer- und sozialversiche-
rungsfrei bleibt. Voraussetzung ist, dass die 
Leistung zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn gewährt wird. Die Rege-
lung gilt für Zahlungen, die vom 26.10.2022 
bis zum 31.12.2024 geleistet werden (§ 3 
Nr. 11c EStG). Steuerlich gibt es prinzipi-
ell keine Verpflichtung, die Prämie an alle 
Arbeitnehmer auszuzahlen. Das heißt, der 
Arbeitgeber hat es in der Hand, dem einen 
Arbeitnehmer eine steuerfreie Inflations-
ausgleichsprämie zu zahlen und dem an-
deren nicht (BT-Drucksache 20/3987 vom 
14.10.2022). Doch die steuerliche Sichtwei-
se gilt nicht für das Arbeitsrecht. So dür-
fen Arbeitgeber nicht einfach willkürlich 
bestimmte Arbeitnehmer begünstigen bzw. 
andere benachteiligen. Sofern nicht alle 
Arbeitnehmer eine Prämie erhalten oder 
diese ihrer Höhe nach differenziert gezahlt 
wird, müssen objektive Gründe für die 
unterschiedliche Behandlung vorliegen. 
Ansonsten gilt arbeitsrechtlich der Gleich-
behandlungsgrundsatz. 

Nun haben mehrere Landesarbeitsgerichte 
zu der Frage Stellung genommen, ob eine 
Inflationsausgleichsprämie während der 
passiven Phase der Altersteilzeit gezahlt 
werden muss. Sowohl das LAG Niedersach-
sen also auch das LAG Hamm und das LAG 
Düsseldorf sind der Auffassung, dass Mit-
arbeiter, die sich in der passiven Phase der 
Altersteilzeit befinden, von der Zahlung der 
Inflationsausgleichsprämie ausgenommen 
werden dürfen (LAG Niedersachsen, Urteil 
vom 17.5.2024, 14 SLa 26/24; LAG Hamm, Ur-
teil vom 11.6.2024, 16 SLa 27/24; LAG Düssel-
dorf, Urteil vom 5.3.2024, 14 Sa 1148/23). Die 
beiden Gerichte aus Nordrhein-Westfalen 
haben jeweils die Revision zugelassen, die 
auch bereits beim Bundesarbeitsgericht 
vorliegen (Az. 9 AZR 132/24; 9 AZR 71/24).

Hier kurz der Fall, über den das LAG Nieder-
sachsen zu entscheiden hatte: Der Kläger 
befindet sich seit dem 1.10.2022 in der pas-
siven Phase der Altersteilzeit. Sein Arbeit-
geber zahlte an seine aktiv beschäftigten 
Mitarbeiter, auch an diejenigen, die noch 
in der aktiven Phase eines Altersteilzeit-
verhältnisses standen, eine Inflationsaus-

gleichsprämie in Höhe von 1.250 Euro. Der 
Kläger erhielt dementsprechend keine In-
flationsausgleichsprämie. Hiergegen wand-
te er sich arbeitsgerichtlich. Er vertrat die 
Auffassung, dass er aufgrund des arbeits-
rechtlichen Gleichbehandlungs-grundsat-
zes ebenfalls einen Anspruch auf Zahlung 
der Inflationsausgleichsprämie habe. Eine 
Differenzierung nach aktiver und passi-
ver Phase der Altersteilzeit sei unzulässig. 
Doch mit seinem Begehren scheiterte er 
vor dem LAG.

Die Begründung: Der Arbeitgeber hat die 
Inflationsausgleichsprämie ausschließ-
lich an aktiv beschäftigte Arbeitnehmer 
gezahlt und dies damit begründet, diese 
Arbeitnehmer mit der Leistung motivie-
ren zu wollen. Er hat gerade nicht seine 
nicht aktiv im Arbeitsverhältnis Tätigen 
unterstützen wollen, weil eine Motivation 
dieser Arbeitnehmergruppe nicht gebo-
ten gewesen sei. Damit hat der Arbeitge-
ber einen Leistungszweck dargelegt, der 
durch die Gruppenbildung unmittelbar 
nachvollziehbar und ausreichend substan-
tiiert ist. Ein solcher Zweck ist ein durch-
aus anerkennenswertes sachliches Diffe-
renzierungskriterium. Beschäftigte in der 
Passivphase der Altersteilzeit haben nach 
den vertraglichen Bedingungen zukünftig 
keine Arbeitsleistung mehr zu erbringen, 
der Arbeitgeber kann sie durch die Zahlung 
der Inflationsausgleichsprämie daher auch 
nicht zu solch einer Arbeitsleistung moti-
vieren. Die Fälle der beiden anderen Ge-
richte lagen ähnlich, so dass sie hier nicht 
weiter vorgestellt werden sollen.

Inflationsausgleichsprämie: Spätestens 
im Dezember 2024 auszahlen

Wenn Arbeitgeber ihren Mitarbeitern eine 
so genannte Inflationsausgleichsprämie 
gewähren, bleibt diese bis zu einem Betrag 
von 3.000 Euro steuer- und sozialversiche-
rungsfrei. Voraussetzung für die Steuer- 
und Beitragsfreiheit ist, dass die Leistung 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn gewährt wird. Die Regelung gilt 
für Zahlungen, die vom 26.10.2022 bis zum 
31.12.2024 gewährt werden (§ 3 Nr. 11c EStG). 

Wichtig: Die Prämie muss tatsächlich bis 
zum 31.12.2024 gewährt werden. Eine Aus-
zahlung mit dem Dezember-Gehalt 2024 
erst Anfang Januar 2025 wäre zu spät. Maß-
gebend ist der Zufluss beim Arbeitnehmer 
und nicht der Abfluss beim Arbeitgeber. 
Im Fragen-Antworten-Katalog des Bun-
desfinanzministeriums zur Inflationsaus-
gleichsprämie heißt es diesbezüglich unter 
Punkt 12: „Es gilt das Zuflussprinzip gemäß 
§§ 11, 38a Einkommensteuergesetz. Für 
den Zufluss beim Arbeitnehmer kommt es 

darauf an, dass er wirtschaftlich über das 
Geld verfügen kann.“ Und verfügen kann 
der Arbeitnehmer über das Geld erst am 
Buchungstag, das heißt im Zeitpunkt der 
Gutschrift. Auf den Wertstellungstag bei 
der Bank kommt es nicht an (BFH-Urteil 
vom 17.8.2023, V R 12/22). Das Urteil ist zwar 
zur Umsatzsteuer ergangen, dürfte für die 
Lohn- und Einkommensteuer aber glei-
chermaßen gelten.

Immobilienbesitzer

PV-Anlagen: Zum Prognosezeitraum der 
Gewinnerzielungsabsicht in Altfällen

Seit dem 1.1.2022 werden Photovoltaikanla-
gen auf Einfamilienhäusern bis zu 30 kWp 
gesetzlich steuerfrei gestellt. Bei Anlagen 
auf Mehrfamilienhäusern und gemischt 
genutzten Häusern liegt die Grenze bei 
15 kWp pro Wohn- oder Gewerbeeinheit. 
Allerdings sind auch Verluste nicht mehr 
abziehbar. In den Jahren vor 2022 durften 
Verluste aus dem Betrieb von Photovol-
taikanlagen hingegen steuerlich geltend 
gemacht werden, sofern nicht bereits vor 
2022 das so genannte Liebhaberei-Wahl-
recht für kleine Anlagen genutzt wurde. 
Allerdings musste mit der Photovoltaik-
anlage auf Dauer gesehen ein Totalgewinn 
bzw. ein Totalüberschuss erzielt werden. 
Ohne Gewinnerzielungsabsicht bzw. ohne 
Totalüberschuss waren die Verluste von 
Anfang an nicht abziehbar. Zur Ermitt-
lung des Totalgewinns/-überschusses hat 
das Finanzgericht Baden-Württemberg 
ein sehr umfassendes Urteil gefällt, das 
hier stark verkürzt wiedergegeben wird. 
Von besonderer Bedeutung sind folgende 
Aussagen des Gerichts: Beim Betrieb von 
Photovoltaikanlagen ist für die Beurteilung 
der Gewinnerzielungsabsicht ein Progno-
sezeitraum von 20 Jahren anzusetzen. Ein 
Restwert ist nach Ablauf der 20 Jahre nicht 
anzunehmen (FG Baden-Württemberg, Ur-
teil vom 13.11.2023, 10 K 646/22). 

Der Sachverhalt: In seiner Einkommensteu-
ererklärung 2018 machte der Kläger einen 
Verlust aus dem Betrieb der Photovoltaik-
anlage durch Bildung eines Investitionsab-
zugsbetrags geltend. Er erzielte auch 2019 
einen Verlust aus dem Betrieb der Anlage. 
Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
des Streitjahres 2020 erstellte das Finanz-
amt eine Gewinnprognose. Es ermittelte 
über eine Gesamtnutzungsdauer von 20 
Jahren einen Totalverlust. Daher änderte 
das Finanzamt die Einkommensteuerbe-
scheide für die Jahre 2018 und 2019 und 
berücksichtigte die bislang angesetzten 
Verluste aus dem Betrieb der Photovoltaik-
anlage nicht mehr. Auch das Finanzgericht 
entschied, dass die geltend gemachten 
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Verluste nicht abgezogen werden dürfen. 

Die Begründung des Gerichts lautet: Für 
die Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht  
bzw. für die Ermittlung eines eventuellen 
Totalüberschusses ist ein Prognosezeit-
raum von 20 Jahren zugrunde zu legen. 
Eine längere Nutzbarkeit wäre rein spe-
kulativ und stützt sich nicht auf derzeit 
gesicherte Erkenntnisse. Bei seiner Schät-
zung der Betriebseinnahmen ging das Fi-
nanzamt bei einer Anlage mit 9.900 kWh/
kWp von einer jährlichen Stromerzeugung 
von 9.900 kWh aus. Für den Prognosezeit-
raum von 20 Jahren ergibt sich hieraus eine 
Stromerzeugung von insgesamt 198.000 
kWh. Dies ist nicht zu beanstanden. Des 
Weiteren hat das Finanzamt auf Basis der 
Werte des Jahres 2020 zutreffend einen 
Anteil von rund 29,04 % (57.500 kWh) für 
die Einspeisung mit 0,1079 Euro/kWh und 
einen Anteil von rund 70,96 % für den Ei-
genverbrauch (140.500 kWh) zugrunde ge-
legt. Hinsichtlich des selbst verbrauchten 
Stroms (140.500 kWh) kommt es zu einer 
als Betriebseinnahme zu erfassenden Ent-
nahme, die mit dem Teilwert anzusetzen 
ist. Der Teilwert des selbst verbrauchten 
Stroms entspricht den für seine Erzeugung 
aufgewandten Kosten. 

Ein Restwert der Anlage nach Ablauf der 
20-jährigen Nutzungsdauer ist für die Pro-
gnose nicht als Einnahme zu berücksich-
tigen. Zum Zeitpunkt der Investitionsent-
scheidung des Klägers (spätestens) im Jahr 
2018 war kaum vorhersehbar, welche Fak-
toren in welchem Umfang zu einem nen-
nenswerten Restwert der Anlage beitragen 
könnten bzw. werden. Die diesbezügliche 
Unsicherheit besteht fort, so dass eine 
Ermittlung bzw. Schätzung des Restwerts 
auf ausreichend gesicherter Grundlage 
nicht möglich erscheint. Jedenfalls ergibt 
sich vor diesem Hintergrund kein Restwert, 
der im Streitfall zu einer positiven Ergeb-
nisprognose führen könnte (Quelle: FG Ba-
den-Württemberg, Newsletter 1/2024).

Kapitalanleger

Widerruf eines Darlehensvertrages: Nut-
zungsersatz der Bank nicht steuerbar?

In der Vergangenheit wurden zahlreiche 
Darlehensverträge angefochten, weil die 
Widerrufsbelehrung fehlerhaft war. Nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs löst der 
Nutzungsersatz, der im Rahmen der rei-
nen Rückabwicklung eines Verbraucher-
darlehensvertrags nach dessen Widerruf 
gewährt wird, keine Einkommensteuer aus. 
Dies hat er mit einer ganzen Serie von Ur-
teilen entschieden (z.B. BFH-Urteil vom 
7.11.2023, VIII R 7/21, VIII R 16/22). Nun hat 

der BFH seine Rechtsprechung fortentwi-
ckelt: Zahlt eine Bank auf der Grundlage 
einer Vergleichsvereinbarung zur einver-
nehmlichen Beilegung eines Zivilrechts-
streits eine als „Nutzungsentschädigung“ 
bezeichnete Summe und ist unklar, ob da-
mit der im Vergleich vereinbarte Verzicht 
auf die Rechte aus dem Darlehenswiderruf 
abgegolten oder im Rahmen der einver-
nehmlichen Rückabwicklung des widerru-
fenen Darlehens Nutzungsersatz geleistet 
werden soll, führt die Zahlung beim Emp-
fänger regelmäßig weder zu Kapitalein-
künften gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG noch 
zu sonstigen Einkünften gemäß § 22 Nr. 3 
EStG (BFH-Urteil vom 22.5.2024, VIII R 3/22). 

Eheleute schlossen im Jahr 2002 mit einer 
Bank einen Vertrag über die Gewährung 
mehrerer Darlehen zur Finanzierung eines 
Eigenheims. Im Jahr 2016 widerriefen sie 
den Vertrag unter Verweis auf eine feh-
lerhafte Widerrufsbelehrung. Im Rahmen 
eines Rechtsstreits vor dem Landgericht 
kam ein gerichtlicher Vergleich zustande. 
Die Eheleute waren danach berechtigt, die 
Darlehen ohne Vorfälligkeitsentschädi-
gung vorzeitig zurückzubezahlen. Die Bank 
verpflichtete sich, an die Eheleute einen 
Nutzungsersatz zu bezahlen. Es sollten 
damit alle Ansprüche erledigt und abge-
golten sein. Die Bank zahlte die Vergleichs-
summe abzüglich Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag und Kirchensteuer auf ein 
Konto der Eheleute und erteilte hierüber 
eine Steuerbescheinigung. Die Eheleute 
erklärten unter Vorlage der Steuerbeschei-
nigung in ihrer Einkommensteuererklärung 
zwar Kapitalerträge, waren aber der Auffas-
sung, dass die von der Bank gezahlte Ver-
gleichssumme nicht zu besteuern sei. Dem 
stimmten das Finanzgericht und nun auch 
der BFH zu. 

Eine Entschädigung für einen Rechtsver-
zicht, der im Rahmen einer Vergleichsver-
einbarung zur einvernehmlichen Been-
digung eines Zivilrechtsstreits vereinbart 
wird, führt beim Verzichtenden regelmäßig 
nicht zu steuerbaren Einkünften, wenn sie 
nicht als Ergebnis einer Erwerbstätigkeit 
anzusehen ist. Im Streitfall war die Ent-
schädigungszahlung nicht im Sinne eines 
leistungsbezogenen Entgelts durch das 
Verhalten der Kläger wirtschaftlich veran-
lasst. Die Kläger haben den gerichtlichen 
Vergleich nicht „um der Gegenleistung wil-
len“ abgeschlossen.	 Die reine 
Rückabwicklung eines Darlehensvertrags 
ist nach den Maßstäben, die der BFH in 
den o.g. Urteilen vom 7.11.2023 dargelegt 
hat, keine steuerbare erwerbsgerichtete 
Tätigkeit. Das Rückgewährschuldverhält-
nis ist bei wirtschaftlicher Betrachtung 
ertragsteuerlich als Einheit zu behandeln, 
aus der sich der Anspruch des widerrufen-

den Darlehensnehmers auf ein Nutzungs-
entgelt nicht als Anspruch auf ein Entgelt 
für eine Kapitalüberlassung der bis zur 
Rückabwicklung erbrachten Zins- und Til-
gungsleistungen isolieren lässt. Dies gilt 
unabhängig davon, ob die Rückabwicklung 
einvernehmlich, wie im Streitfall durch 
Vergleich, durch zivilgerichtliches Urteil 
oder auf andere Weise vollzogen wird. Der 
aufgrund des gerichtlichen Vergleichs von 
der Bank an die Kläger geleistete Betrag 
führt auch nicht zu Einkünften aus Leistun-
gen im Sinne des § 22 Nr. 3 EStG.

Alle Steuerzahler

Handwerkerleistungen: Kein Abzug bei 
Anzahlung ohne Rechnung

Aufwendungen für Handwerkerleistungen 
im Zusammenhang mit dem eigenen Haus-
halt können mit 20 Prozent, höchstens 
1.200 Euro im Jahr, unmittelbar von der 
Steuerschuld abgezogen werden (§ 35a Abs. 
3 EStG). Es müssen aber ordnungsgemä-
ße Rechnungen vorliegen und die Beträge 
müssen unbar beglichen, also auf das Kon-
to des jeweiligen Handwerkers überwiesen 
worden sein. Steuerlich abziehbar sind nur 
reine Lohnkosten sowie gegebenenfalls in 
Rechnung gestellte Maschinen- und Fahrt-
kosten. Das Finanzgericht Düsseldorf hat 
entschieden, dass zwar grundsätzlich auch 
Anzahlungen begünstigt sein können. Eine 
Anzahlung ohne jegliche Aufforderung des 
Leistungserbringers kann jedoch nicht be-
rücksichtigt werden (FG Düsseldorf, Urteil 
vom 18.7.2024, 14 K 1966/23 E). 

Im Oktober 2022 erhielten die Kläger ein 
Angebot über die Lieferung und Montage 
einer Heizungsanlage sowie einer Sanitär-
anlage. Lohnkosten wurden in Höhe von 
5.264 Euro (netto) kalkuliert. Ohne Auffor-
derung des Unternehmers überwiesen die 
Kläger an diesen bereits Ende 2022 einen 
Teil der voraussichtlichen Lohnkosten. 
Die Arbeiten wurden in 2023 ausgeführt. 
In ihrer Einkommensteuererklärung 2022 
machten die Kläger Aufwendungen für 
Handwerkerleistungen in Höhe der Anzah-
lung geltend. Doch das Finanzamt berück-
sichtigte die Anzahlungen mangels Rech-
nungen aus 2022 nicht. Das Finanzgericht 
bestätigte die Haltung des Finanzamts. 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme 
der Steuerermäßigung für Handwerker-
leistungen nach § 35a Abs. 3 EStG ist, dass 
der Steuerpflichtige für die Aufwendungen 
eine Rechnung erhalten hat und die Zah-
lung auf das Konto des Erbringers der Leis-
tung erfolgt ist. Im Streitfall haben aber 
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keine Rechnungen vorgelegen. Zwar seien 
Konstellationen denkbar, in denen Voraus- 
bzw. Anzahlungen vor Leistungserbringung 
im Veranlagungszeitraum der Zahlung 
anerkannt werden können. Dies bedinge 
allerdings, dass solche Zahlungsmodalitä-
ten marktüblich und/oder (sonst) sachlich 
begründet sind, zumindest aber, dass sie 
seitens des Handwerksbetriebes angefor-
dert wurden. Eine Anzahlung ohne jegliche 
Aufforderung des Leistungserbringers kön-
ne nicht berücksichtigt werden. 

Umsatzsteuer: E-Rechnungspflicht  
auch für Vereine

Ab dem 1. Januar 2025 müssen Unterneh-
men in Deutschland elektronische Rech-
nungen (E-Rechnungen) ausstellen, wenn 
sie anderen Unternehmen (z.B. Einzelhan-
del, Gewerbebetriebe, gemeinnützige Ein-
richtungen) Waren verkaufen oder Dienst-
leistungen erbringen. E-Rechnungen sind 
digitale Rechnungen, die in einem speziel-
len Format vorliegen, das von Computern 
gelesen werden kann, damit sie leicht ver-
arbeitet werden können. Das Finanzminis-
terium Mecklenburg-Vorpommern weist in 
einer Pressemittelung auf Folgendes hin:

Die neue Regel gilt auch für gemeinnützige 
Vereine, wenn sie Dienstleistungen oder 
Produkte an andere Unternehmen erbrin-
gen bzw. verkaufen. Auch wenn ein Verein 
die Kleinunternehmerregelung für die Um-
satzsteuer gewählt hat, gilt die Pflicht zur 
E-Rechnung. Das bedeutet, dass E-Rech-
nungen in allen Bereichen (auch Sphären 
genannt) eines Vereins erstellt werden 

müssen, in denen Waren oder Dienstleis-
tungen verkauft werden; betroffen können 
somit die Sphären der Zweckbetriebe, der 
Vermögensverwaltung oder der steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebe sein. 
Allerdings gibt es Übergangsfristen: Wenn 
der Verein im jeweiligen Vorjahr weniger 
als 800.000 Euro Umsatz erzielt hat, dür-
fen bis Ende 2027 weiterhin Papier- oder 
mit Zustimmung des Leistungsempfängers 
einfache digitale Rechnungen ausgestellt 
werden. Für Kleinbetragsrechnungen bis 
250 Euro (und Fahrausweise) gibt es eine 
freiwillige Ausnahme von der Pflicht.

Vereine sollten sich jedoch darauf vorbe-
reiten, ab dem 1. Januar 2025 E-Rechnun-
gen empfangen zu können (ggf. als Anhang 
einer E-Mail), die den Sphären Zweckbe-
trieb, Vermögensverwaltung und steuer-
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb zugeordnet werden können. Für den 
Empfang von E-Rechnungen ist nämlich 
keine Übergangsfrist vorgesehen (Quelle: 
Steuerportal FinMin Mecklenburg-Vorpom-
mern, PM 1/2024).

PV-Anlagen: Balkonkraftwerke bis 800 
Voltampere umsatzsteuerfrei

Für die Lieferung einer Photovoltaikanlage 
fällt seit dem 1. Januar 2023 keine Umsatz-
steuer mehr an, wenn diese auf oder in 
der Nähe eines Wohngebäudes installiert 
wird. Es gilt der so genannte Nullsteuer-
satz (§ 12 Abs. 3 UStG). Auch „Inselanlagen“ 
unterliegen dem Nullsteuersatz. Darunter 
fallen beispielsweise Balkonkraftwerke. Ei-

gentlich muss der leistende Unternehmer 
nachweisen, dass die Tatbestandsvoraus-
setzungen zur Anwendung des Nullsteu-
ersatzes erfüllt sind. Zumindest muss der 
Erwerber erklären, dass er Betreiber der 
Photovoltaikanlage ist und es sich entwe-
der um ein begünstigtes Gebäude handelt 
oder die installierte Bruttoleistung der 
Photovoltaikanlage nicht mehr als 30 kWp 
beträgt oder betragen wird. Bei kleineren 
Inselanlagen, insbesondere auch bei ei-
nem Verkauf über das Internet, wäre der 
Nachweis aber mit einem erheblichen Ver-
waltungs- und Dokumentationsaufwand 
verbunden. Daher hat das Bundesfinanz-
ministerium eine Vereinfachungsregelung 
erlassen.

Bislang galt: Beträgt die Leistung der 
Photovoltaikanlagen nicht mehr als 
600 Watt, entfällt die besondere Nach- 
weispflicht, auch die Betreibereigen-
schaft des Leistungsempfängers wird un-
terstellt (BMF-Schreiben vom 27.2.2023, 
BStBl 2023 I S. 351). Nunmehr wurde die 
Grenze von 600 Watt auf 800 Voltampere 
erhöht. Dies gilt für entsprechende Um-
sätze ab dem 16.5.2024 (BMF-Schreiben 
vom 15.8.2024, III C 2 - S 7220/22/10002 
:017). Hintergrund für die Neuregelung ist 
das Gesetz zur Änderung des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes und weiterer ener-
giewirtschaftsrechtlicher Vorschriften zur 
Steigerung des Ausbaus photovoltaischer 
Energieerzeugung vom 8.5.2024 (BGBl 2024 I  
Nr. 151). Danach wurde mit Wirkung zum 
16.5.2024 die für Steckersolargeräte zuläs-
sige maximale Einspeiseleistung (Wechsel-
richter-Scheinleistung) auf 800 Voltampere 
angehoben.
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